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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschiag einer Verordnung (EWG) des Rates über Beihilfen für Olivenöl 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr, 136/66/EWG des 
Rates vom 22. September 1966 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette ^), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
1707/73 ^), insbesondere auf Artikel 10 Absatz 2, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 162/66/EWG des 
Rates vom 27. Oktober 1966 über den Handel mit 
Fetten zwischen der Gemeinschaft und Griechen- 
land ^), insbesondere auf Artikel 8, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Es müssen Grundsätze festgelegt werden, nach 
denen den Olivenölerzeugern die in Artikel 10 der 
Verordnung Nr. 136/66/EWG erwähnte Beihilfe für 
das Wirtschaftsjahr 1973/1974 gewährt wird. Ferner 
sind Maßnahmen zu treffen, die gewährleisten, daß 
diese Beihilfe nur für Olivenöl gewährt wird, das in 
der Gemeinschaft aus in der Gemeinschaft geernte- 
ten Oliven erzeugt wird und für das die genannte 
Beihilfe noch nicht gewährt wurde. 

Um das reibungslose Funktionieren des Beihilfe- 
systems zu gewährleisten, sollte die Gewährung der 
Beihilfe auf die ölmengen beschränkt werden, für 
welche der Antrag in den Erzeugermitgliedstaaten 
eingereicht wird. Dabei soll, um die Anwendung die- 
ser Regelung zu vereinfachen, die Zahl der Beihilfe- 
anträge, die im Laufe eines Wirtschaftsjahres ein- 
gereicht werden dürfen, begrenzt werden. 

Die genannte Beihilfe ist für die Erzeuger von 
großer Bedeutung. Für die Gemeinschaft stellt sie 
eine finanzielle Belastung dar. Um sicherzustellen, 


daß die Beihilfe nur für öl gewährt wird, bei dem 
ein Anspruch darauf besteht, wird eine Verwal- 
tungskontrolle vorgesehen, auf Grund deren geprüft 
werden kann, ob zwischen der ölmenge, für die eine 
Beihilfe beantragt wird, einerseits und den Mög- 
lichkeiten zur Produktion von Oliven und öl im 
entsprechenden Wirtschaftsjahr sowie der Menge 
der Erzeugnisse, aus denen öl extrahiert wird und 
der tatsächlich erzeugten ölmenge andererseits 
Übereinstimmung besteht. 

Bei Feststellung dieser Übereinstimmung dienen 
vor allem Anbauerklärungen als Grundlage. Für ein 
reibungsloses Funktionieren des Kontrollsystems ist 
es erforderlich, daß die Mitgliedstaaten die Richtig- 
keit der Anbauerklärungen prüfen. 

Um die Anwendung der Beihilferegelung für Öl- 
kuchen zu vereinfachen, wird vorgesehen, daß die 
beihilfefähige Menge dieses Öls auf der Grundlage 
der Erzeugung von kaltgeschlagenem öl festgestellt 
wird. 

Um die Anwendung der Beihilferegelung zu ver- 
einfachen, wird die Einrichtung von Erzeugerorga- 
nisationen vorgesehen. Hierfür sind Mindestvoraus- 
setzungen festzulegen, die derartige Organisationen 
erfüllen müssen, um von den Mitgliedstaaten aner- 
kannt werden zu können - 
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Die in Artikel 10 der Verordnung Nr. 136/66/EWG 
genannte Beihilfe wird für das Wirtschaftsjahr 1973/ 
1974 für Olivenöl gewährt, das den Begriffsbestim- 
mungen unter den Nummern 1 und 4 des Anhangs 
zur genannten Verordnung entspricht. 


Artikel 2 

Jeder Erzeuger von Oliven, die zur Erzeugung von 
öl bestimmt sind, gibt bis zu einem zu bestimmen- 
den Zeitpunkt eine Anbauerklärung ab, die neben 
allen die Oliven betreffenden und zur Bestimmung 
der Beihilfe erforderlichen Angaben die Erklärung 
enthält, daß er die einschlägigen Feldarbeiten aus- 
führt und regelmäßig Oliven erntet. 


Artikel 3 

1. Die Beihilfe wird auf Antrag der Interessenten 
in denjenigen Mitgliedstaaten, in denen das Ol 
erzeugt wurde, gewährt. 

2. Für die in Artikel 5 Absatz 2 genannten Gebiete 
kann von jedem Erzeuger, der bis zu einem zu 
bestimmenden Zeitpunkt eine Anbauerklärung 
abgegeben hat, ein einziger Beihilfeantrag ein- 
gereicht werden. 

Artikel 4 

1. Jeder Erzeugermitgliedstaat führt eine Verwal- 
tungskontrolle ein, um sicherzustellen, daß bei 
dem Erzeugnis, für das eine Beihilfe beantragt 
wird, auch ein Anspruch darauf besteht. 

2. Auf Grund der Kontrolle soll bei dem unter Nr. 1 
des Anhangs zur Verordnung Nr. 136/66/EWG 
genannten öl insbesondere festgestellt werden 
können, ob Übereinstimmung besteht zwischen 
der Menge Olivenöl, für die von den einzelnen 
Interessenten eine Beihilfe beantragt wird, und 

a) der Menge Oliven, die in der Gemeinschaft 
geerntet und zur Erzeugung dieses Olivenöls 
verwendet worden sind, 


b) der tatsächlich erzeugten Menge Olivenöl, 

c) den Möglichkeiten zur Erzeugung von Oliven 
und Olivenöl in dem betreffenden Wirt- 
schaftsjahr. 

3. Bei dem unter Nr. 4 des Anhangs zur Verord- 
nung Nr. 136/66/EWG genannten Öl überprüfen 
die zuständigen französischen Behörden die 
Übereinstimmung zwischen der Menge Tresteröl, 
für die von den einzelnen Interessenten eine Bei- 
hilfe beantragt wird, und 

a) der Menge Oliventrester, die aus in der Ge- 
meinschaft geernteten Oliven gewonnen und 
zur Erzeugung dieses Öls verwendet worden 
sind, 

b) der tatsächlich erzeugten Menge Tresteröl. 

4. Bei dem unter Nr. 4 des Anhangs zur Verord- 
nung Nr. 136/66/EWG genannten öl bestimmen 
die zuständigen italienischen Behörden auf Grund 
der unter Nr. 1 des Anhangs der genannten Ver- 
ordnung erwähnten Ölerzeugung die Menge die- 
ses Öls, die für eine Beihilfegewährung in Be- 
tracht kommt. 


Artikel 5 

1. Die Übereinstimmung zwischen der Menge öl, 
für welche Beihilfe beantragt wird, und den in 
Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe c erwähnten Pro- 
duktionsmöglichkeiten wird in der Form über- 
prüft, daß auf die Angaben in den Anbauerklä- 
rungen die in Absatz 2 erwähnten Richterträge 
angewandt werden. 

2. Die Richterträge für Oliven und öl werden für 
die einzelnen Anbaugebiete nach noch festzu- 
legenden Kriterien von den hierzu von den Er- 
zeugermitgliedstaaten bestimmten Organen fest- 
gesetzt. 

Artikel 6 

Die Erzeugermitgliedstaaten überprüfen die Richtig- 
keit der Anbau erklärungen durch Stichproben an 
Ort und Stelle. Diese Kontrollen erstrecken sich auf 
einen je nach der Betriebsgröße festzulegenden Pro- 
zentsatz, und zwar 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
6. November 1973 - 1/4 (IV 11 )-68070-E-01 26/73: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 16. Oktober 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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— auf einen Vergleich der in den Anbauerklärun- 
gen für das Wirtschaftsjahr 1973/1974 enthalte- 
nen Angaben mit den Angaben im Olivenanbau- 
kataster oder, falls solche nicht vorliegen, mit den 
Angaben in der letzten Anbauerklärung des In- 
teressenten. 


Artikel 7 

1. Bei Durchführung dieser Verordnung können die 
Mitgliedstaaten eine Erzeugerorganisation als 
einen einzigen Erzeuger ansehen. 

2. Im Sinne dieser Verordnung ist eine „Erzeuger- 
organisation" jeder anerkannte Zusammenschluß 
von Olivenerzeugern oder Olivenölerzeugern, 
der auf deren Initiative gegründet wurde und 
sich zu folgendem verpflichtet: 

— die Oliven- und Olivenölerzeugung seiner 
Mitglieder im Hinblick auf Beihilfegewährung 
den Bestimmungen dieser Verordnung ent- 
sprechend zu überwachen; 

— für seine Mitglieder nach der oben angegebe- 
nen Kontrolle einen einzigen Beihilfeantrag 
zu stellen und eine einzige Anbauerklärung 
abzugeben; 


— für alle Mitglieder die Beihilfe entgegenzu- 
nehmen und sie auf Basis der Produktion 
zu verteilen, die durch die zuständigen Kon- 
trolleinrichtungen jedem von ihnen zuer- 
kannt wurde. 


Artikel 8 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die von 
ihnen gemäß dieser Verordnung erlassenen Bestim- 
mungen vor ihrer Inkraftsetzung mit. 

Wenn durch diese Bestimmungen die Ziele dieser 
Verordnung nicht erreicht werden können, werden 
nach dem Verfahren des Artikels 38 der Verord- 
nung Nr. 136/66/EWG die Änderungen beschlossen, 
die der betreffende Mitgliedstaat daran vorzuneh- 
men hat. 


Artikel 9 

Diese Verordnung tritt am 1. November 1973 in 
Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat 
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Begründung 


1. Um mit den Schwierigkeiten fertig zu werden, 
die sich bei Anwendung der geltenden Regelung in 
Italien ergeben (Italien, dessen Ölerzeugung über 
99 V. H. der gesamten Erzeugung der Gemeinschaft 
ausmacht), hatte die Kommission dem Rat eine neue 
Regelung vorgeschlagen, die im wesentlichen darin 
bestand, die Beantragung der Beihilfe durch die Er- 
zeuger abzuschaffen und sich für die Bestimmung der 
für eine Beihilfegewährung in Betracht kommenden 
Mengen nur des Instruments der Richterträge für 
Oliven und Olivenöl zu bedienen. 

Der Rat nahm den Vorschlag nicht an. Aus diesem 
Anlaß unternahm es der italienische Landwirt- 
schaftsminister, die Durchführung der geltenden 
Regelung so rasch wie möglich zu verbessern. 

2. In diesem Zusammenhang wurde im Wirtschafts- 
jahr 1972/1973 in Italien eine Zentralkommission 
gebildet, deren Hauptaufgabe darin besteht, die Kri- 
terien für die Festsetzung der Richterträge, die die 
in den Olivenanbaugebieten tätigen Provinzialkom- 
missionen verwenden, zu vereinheitlichen. 

Die Einsetzung dieser Kommission in Italien sowie 
die von dieser bisher geleistete Arbeit zeigen 
deutlich, daß sich die italienische Regierung der 
Notwendigkeit bewußt ist, den Sektor Olivenöl 
durch Verringerung der Probleme im Zusammen- 
hang mit der Anwendung der derzeitigen Kontroll- 
und Beihilferegelung zu sanieren. 

Außerdem entspricht das Vorgehen der italienischen 
Regierung dem Vorschlag der Kommission vom Sep- 
tember 1972. 

Tatsächlich erkannte die italienische Regierung an- 
gesichts der Unmöglichkeit, die erzeugten Olmen- 
gen über die Bestandsdurchführung bei etwa 12 000 
Ölmühlen zu kontrollieren, im Zusammenhang mit 
der Schaffung einer Zentralkommission die Notwen- 
digkeit, die nachträglichen Kontrollen zu verstär- 
ken - eine Verstärkung, die sich zur Zeit einzig auf 
die Richterträge stützt. 


Damit diese nachträglichen Kontrollen aber wirk- 
lich wirksam werden können, müssen nicht nur die 
Richterträge festgesetzt werden, sondern es müssen 
auch die Anbauerklärungen überprüft und zusätz- 
liche Erhebungen mit Strenge durchgeführt werden 
und zwar bis zur Verweigerung der Beihilfezahlung 
in zweifelhaften Fällen und bis zur Anwendung von 
Sanktionen gegenüber Betrügern. 

3. Unter diesen Umständen hält die Kommission 
eine Fortführung der zur Zeit geltenden Regelung 
für möglich. Damit die Aktien der italienischen Re- 
gierung aber positive Ergebnisse erbringt, ist eine 
Änderung der Regelung im Sinne des Abschnittes 2 
unerläßlich. 

Der vorliegende Vorschlag enthält auch einige Än- 
derungen und Zusätze zur geltenden Regelung, die 
im wesentlichen folgende Punkte betreffen: 

— die Abschaffung jeglicher Bezugnahme auf die 
Bestandsbuchhaltung bei den Ölmühlen als 
Hauptmittel zur Kontrolle der erzeugten Men- 
gen Ol. Denn praktisch würde die Beibehaltung 
dieser Bestimmungen angesichts der Unmöglich- 
keit, in Italien repräsentative Buchführungskon- 
trollen bei den betroffenen Ölmühlen durchzu- 
führen, die Arbeit der Kontrollorgane eher be- 
hindern als fördern. Die Abschaffung dieser Maß- 
nahme bedeutet jedoch nidit, daß keine Kontrol- 
len zur Feststellung der erzeugten Mengen mehr 
in solchen Ölmühlen vorgenommen werden dür- 
fen, wo dies möglich ist; 

— die Einsetzung von Erzeugergemeinschaften zum 
Zwecke einer Vereinfachung der Kontrollmaß- 
nahmen und der Beihilfegewährung. Diese neue 
Maßnahme soll stärkere Mitbestimmung und grö- 
ßere Verantwortlichkeit in den Kreisen der Er- 
zeuger, die an einer Beihilfe für Olivenöl inter- 
essiert sind, anregen. Die Maßnahme entspricht 
also oft geäußerten Wünschen aus Kreisen der 
betroffenen Berufsstände. 
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